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Vorblatt 


Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften für eine Verordnung des Rates über die Ein- 
führung gemeinsamer Regeln für den Linienverkehr 
und die Sonderformen des Linienverkehrs mit Kraft- 
omnibussen 

(Bericht des Ausschusses 

für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen) 


A. Problem 

Zur Verwirklichung einer gemeinsamen Verkehrspolitik im 
Sinne der Artikel 74 ff. des EWG-Vertrages ist es notwendig, 
einheitliche Bestimmungen für den grenzüberschreitenden 
Linienverkehr mit Kraftomnibussen einzuführen. 


B. Lösung 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften schlägt eine 
Verordnung vor, die Bestimmungen über die Erteilung und die 
Rücknahme von Lizenzen für den grenzüberschreitenden Linien- 
verkehr mit Kraftomnibussen enthält. 


C. Alternativen 

Der Ausschuß hält es in Übereinstimmung mit dem Bundesrat 

für erforderlich, daß 

— den Unternehmern die besondere Verpflichtung auferlegt 
werden kann, zusätzlich verkehrsungünstig gelegene Ge- 
meinden zu bedienen, 

— das komplizierte Verfahren bei Erteilung der Lizenz verein- 
facht wird und 

— die Voraussetzungen für die Rücknahme der Lizenz ausge- 
weitet werden. 


D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird nicht belastet. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen 
(13. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorge- 
legten Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften für eine Verordnung des Rates über die Einführung 
gemeinsamer Regeln für den Linienverkehr und die Sonderfor- 
men des Linienverkehrs mit Kraftomnibussen 

— Drucksache V/4676 — 


A. Bericht des Abgeordneten Ollesch 


Der Vorschlag der Kommission wurde durch 
Schreiben des Präsidenten des Bundestages vom 
14. Januar 1970 dem Ausschuß für Verkehr und für 
das Post- und Fernmeldewesen überwiesen. 

Die Kommission strebt mit dem Verordnungsent- 
wurf die Einführung eines Lizenzsystems im grenz- 
überschreitenden Linienverkehr mit Kraftomnibus- 
sen an, wobei die Lizenz für den Betrieb der Strecke 
in einem besonderen Gemeinschaftsverfahren im 
Rahmen der EWG erteilt werden soll. Dabei findet 
eine Bedürfnisprüfung statt. Die Lizenz bestimmt 
unter anderem die Fahrstrecke, den Fahrplan und 
die Tarife; ihre Gültigkeitsdauer beträgt im Regel- 
fall sieben Jahre, 

Der Ausschuß stellte bei seinen Beratungen fest, 
daß das vorgeschlagene Lizenzverfahren noch we- 


sentlich vereinfacht werden kann; der Verordnungs- 
entwurf bedarf ferner hinsichtlich der verwendeten 
Rcchtsbegriffe noch einer Überprüfung, Verkehrs- 
politisch ist anzustreben, daß den Unternehmern im 
Interesse einer wirksamen Regionalpolitik bei Er- 
teilung der Lizenz auch die Pflicht auferlegt werden 
kann, zusätzliche Strecken zu bedienen, um auch 
verkehrsungünstig gelegene Gemeinden an das Li- 
nienverkehrsnetz anzuschließen. Das vorgesehene 
Gemeinschaftsverfahren bei Erteilung der Lizenz 
sollte im Interesse der Verwaltungsvereinfachung 
entfallen, wenn in bilateralen Verhandlungen zwi- 
schen den beteiligten Staaten Einvernehmen über 
den Linienverkehr erzielt werden kann. 

Der Ausschuß hat im wesentlichen die in der Stel- 
lungnahme des Bundesrates vom 24. Oktober 1969 
enthaltenen Änderungsvorschläge übernommen. 


Bonn, den 29. Januar 1970 


Ollesch 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Vorschlag der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften — Drucksache V/4676 — zur 
Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, bei den Ver- 
handlungen in Brüssel auf folgendes hinzuwir- 
ken: 

a) Es sollte über die in Artikel 12 vorgesehenen 
Maßnahmen hinausgehend ermöglicht wer- 
den, daß den Unternehmern die Pflicht aufer- 
legt werden kann, zusätzliche Strecken zu be- 
dienen, um auch verkehrsungünstig gelegene 
Gemeinden in das Linienverkehrsnetz einzu- 
beziehen. 

b) Das in Artikel 13 ff. vorgesehene Gemein- 
schaftsverfahren bei der Erteilung oder Ver- 


sagung von Lizenzen sollte enfailen, wenn in 
bilateralen Verhandlungen Einvernehmen er- 
zielt wird. Für den „kleinen Grenzverkehr“ 
bis zu einer Tiefe von 20 km beiderseits der 
Grenze sollte auf ein Gemeinschaftsverfahren 
auf jeden Fall verzichtet werden. 

c) Die Voraussetzungen für die Rücknahme der 
Lizenzen sollten erweitert werden. Eine Rück- 
nahme muß insbesondere auch möglich sein, 
wenn die Genehmigung auf Grund unrichtiger 
Angaben erteilt worden ist oder der Unter- 
nehmer arbeitsrechtliche, sozial rechtliche oder 
steuerliche Vorschriften verletzt. 

d) Die Verordnung sollte hinsichtlich der ver- 
wendeten Rechtsbegriffe überprüft werden. 
Ferner muß eine Vereinfachung angestrebt 
werden. 


Bonn, den 29. Januar 1970 


Der Ausschuß für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen 

Dr. Apel Ollesch 

Vorsitzender Berichterstatter 
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